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Einladung zur ordentlichen Hauptversammlung 
der ProPharm AG mit Sitz in Bad Saulgau 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

hiermit laden wir unsere Aktionärinnen und Aktionäre zur ordentlichen Hauptversammlung, stattfindend am 

31. August 2026 um 11.00 Uhr 

im Tagungsraum des Notariats Rieger, Friedrichstraße 6, 88348 Bad Saulgau 
recht herzlich ein.  

Die Hauptversammlung umfasst folgende Tagesordnungspunkte: 

1. Vorlage des gebilligten und festgestellten Jahresabschlusses für das Geschäftsjahr 2025 zum 31.12.2025 
sowie des Lageberichts für das Geschäftsjahr 2026 und des Berichts des Aufsichtsrats. 

Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestellten Jahresabschluss am 17. Juli 2026 gebilligt. Der 
Jahresabschluss gilt damit nach § 172, Satz 1 des Aktiengesetzes als festgestellt. Eine Beschlussfassung 
durch die Hauptversammlung entfällt daher. Der Jahresabschluss 2025, der Lagebericht des Vorstands und 
der Bericht des Aufsichtsrats können von der Einberufung an in den Geschäftsräumen der ProPharm AG 
zu den üblichen Geschäftszeiten oder ansonsten unter www.propharm-ag.de/de/download eingesehen 
werden. Gleiches gilt auch für den Vorschlag des Vorstandes zur Verwendung des Bilanzgewinns. 
 

2. Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns. 

Vorstand und Aufsichtsrat der ProPharm AG schlagen vor, den zum 31.Dezember 2025 ausgewiesenen 
Bilanzgewinn der ProPharm AG für das Geschäftsjahr 2025 in Höhe von EUR 75.513,77 wie folgt zu 
verwenden: 

 

 Ausschüttung einer Dividende von EUR 0,04  
  auf das dividendenberechtigte Grundkapital von  
    EUR 609.375 eingeteilt in 609.375 Stückaktien  = EUR 24.375,00 
 Vortrag auf neue Rechnung   = EUR 51.138,77 

Die Dividende ist am dritten auf den Hauptversammlungsbeschluss folgenden Geschäftstag zur Zahlung 
fällig. Die Auszahlung ist daher für den 3. September 2026 vorgesehen. 
 

3. Entlastung des Vorstands (§ 120 Abs. 1 AktG) 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, dem Vorstand Entlastung für das Geschäftsjahr 2025 zu erteilen. 
 

4. Entlastung des Aufsichtsrats (§ 120 Abs. 1 AktG)  

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Aufsichtsratsmitgliedern Entlastung für das Geschäftsjahr 
2025 zu erteilen. 
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5. Beschlussfassung über die Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien gemäß § 71 
Abs. 1 Nr. 8 AktG sowie zum Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre sowie Ermächtigung zur 
Einziehung erworbener eigener Aktien und Kapitalherabsetzung 

Um der Gesellschaft in Zukunft die Möglichkeit zu eröffnen, eigene Aktien zu erwerben und zu verwenden, 
soll über eine Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien für einen Zeitraum von fünf Jahren ein Beschluss 
gefasst werden. 
 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, zu beschließen: 
 
a) Der Vorstand wird ermächtigt, gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG eigene Aktien zu jedem zulässigen Zweck 

im Rahmen der gesetzlichen Beschränkungen und nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen zu 
erwerben. Diese Ermächtigung gilt bis zum 30.08.2031. Sie ist insgesamt auf einen Anteil von 10 % des 
im Zeitpunkt der Beschlussfassung der Hauptversammlung oder – falls dieser Wert geringer ist – des 
zum Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung bestehenden Grundkapitals beschränkt. Auf die 
erworbenen Aktien dürfen zusammen mit anderen eigenen Aktien, die sich im Besitz der Gesellschaft 
befinden oder ihr nach den §§ 71a ff. AktG zuzurechnen sind, zu keinem Zeitpunkt mehr als 10 % des 
Grundkapitals entfallen. Die Ermächtigung darf nicht zum Zweck des Handels in eigenen Aktien 
ausgenutzt werden. 

 
b) Der Erwerb erfolgt nach Wahl des Vorstands mittels eines an (i) sämtliche Aktionäre gerichteten (ggf. 

öffentlichen) Kaufangebots, (ii) mittels einer an alle Aktionäre gerichteten (ggf. öffentlichen) 
Aufforderung zur Abgabe eines Verkaufsangebots oder (iii) mittels eines individuell ausgehandelten 
Rückerwerbs. 

 
aa) Erfolgt der Erwerb über ein (öffentliches) Kaufangebot, dürfen der gebotene Kaufpreis oder die 

Grenzwerte der Kaufpreisspanne je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den Wert einer Aktie zum 
Zeitpunkt des Kaufangebots, welcher über eine hierfür durchgeführte Unternehmensbewertung 
ermittelt wird, um nicht mehr als 10 % über- oder unterschreiten. Ergeben sich nach der 
Veröffentlichung eines Kaufangebots erhebliche Veränderungen hinsichtlich der 
Unternehmensbewertung, so kann das Angebot angepasst werden. In diesem Fall wird auf eine 
angepasste Unternehmensbewertung abgestellt. Das Kaufangebot kann eine Annahmefrist und 
weitere Bedingungen vorsehen. Sofern bei einem öffentlichen Kaufangebot das Volumen der 
angebotenen Aktien das vorhandene Rückkaufvolumen überschreitet, kann unter insoweit 
partiellem Ausschluss eines eventuellen Andienungsrechts der Erwerb nach dem Verhältnis der 
angedienten Aktien (Andienungsquoten) statt nach dem Verhältnis der Beteiligung der 
andienenden Aktionäre an der Gesellschaft (Beteiligungsquote) erfolgen. Darüber hinaus können 
unter insoweit partiellem Ausschluss eines eventuellen Andienungsrechts eine bevorrechtigte 
Annahme geringerer Stückzahlen bis zu 100 Stück angedienter Aktien je Aktionär sowie zur 
Vermeidung rechnerischer Bruchteile von Aktien eine Rundung nach kaufmännischen 
Gesichtspunkten vorgesehen werden. 

 
bb) Erfolgt der Erwerb mittels einer an alle Aktionäre gerichteten (öffentlichen) Aufforderung zur 

Abgabe eines Verkaufsangebots, legt die Gesellschaft eine Kaufpreisspanne je Aktie fest, 
innerhalb derer Verkaufsangebote abgegeben werden können. Für Mindest- und den 
Höchstbetrag, den die untere und die obere Grenze der Spanne nicht unter- bzw. überschreiten 
darf, gilt Absatz Ziffer 5 lit. b) aa) sinngemäß; maßgebend ist der Tag des Kaufangebots (dessen 
Veröffentlichung). Die Aufforderung kann eine Angebotsfrist, Bedingungen sowie die Möglichkeit 
vorsehen, die Kaufpreisspanne während der Angebotsfrist anzupassen, wenn sich nach der 
Veröffentlichung der Aufforderung während der Angebotsfrist erhebliche Veränderungen 
hinsichtlich der Unternehmensbewertung ergeben. Bei der Annahme wird aus den vorliegenden 
Verkaufsangeboten der endgültige Kaufpreis ermittelt. Das Volumen der Annahme kann begrenzt 
werden. Sofern von mehreren Verkaufsangeboten wegen der Volumenbegrenzung nicht 
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sämtliche Angebote angenommen werden können, kann unter insoweit partiellem Ausschluss 
eines eventuellen Andienungsrechts der Erwerb nach dem Verhältnis der Andienungsquoten statt 
nach Beteiligungsquoten erfolgen. Darüber hinaus können unter insoweit partiellem Ausschluss 
eines eventuellen Andienungsrechts eine bevorrechtigte Annahme geringerer Stückzahlen bis zu 
100 Stück angedienter Aktien je Aktionär sowie zur Vermeidung rechnerischer Bruchteile von 
Aktien eine Rundung nach kaufmännischen Grundsätzen vorgesehen werden. 

 
cc) Der Erwerb kann schließlich freihändig, das heißt anders als in den beiden vorstehenden 

Varianten dargestellt, erfolgen. Dabei ist insbesondere ein unmittelbarer Paketerwerb von einem 
Aktionär oder mehreren Aktionären zugelassen, wobei jeder Aktionär für sich zum Zeitpunkt der 
Abgabe des Kaufangebots durch die Gesellschaft mit mindestens 3 % am Grundkapital beteiligt 
sein muss. In diesem Fall darf aus Gründen der Gleichbehandlung der Aktionäre der von der 
Gesellschaft gezahlte Gegenwert je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den Wert einer Aktie zum 
Zeitpunkt des Kaufangebots, welcher über eine hierfür durchgeführte Unternehmensbewertung 
ermittelt wird, um nicht mehr als 10 % über- oder unterschreiten. Ein Erwerb unmittelbar von 
individuellen abgabewilligen Aktionären ist nur zulässig, wenn der Erwerb auf diesem Wege 
Zwecken dient, die im vorrangigen Interesse der Gesellschaft liegen und der Erwerb auf diesem 
Wege geeignet und erforderlich ist, um diese Zwecke zu erreichen. 

 
c) Der Vorstand wird ermächtigt, Aktien der Gesellschaft, die aufgrund dieser Ermächtigung erworben 

wurden, zu jedem gesetzlich zugelassenen Zweck, insbesondere auch zu den folgenden Zwecken zu 
verwenden: 

 
aa) Die auf Grund der vorstehenden Ermächtigung erworbenen Aktien können eingezogen werden, 

ohne dass die Einziehung oder deren Durchführung eines weiteren 
Hauptversammlungsbeschlusses bedarf. Die Einziehung kann auf einen Teil der erworbenen 
Aktien beschränkt werden. Die Einziehung kann auch mit einer Kapitalherabsetzung verbunden 
werden; in diesem Fall ist der Vorstand ermächtigt, das Grundkapital um den auf die 
eingezogenen Aktien entfallenden anteiligen Betrag des Grundkapitals herabzusetzen und die 
Angabe der Zahl der Aktien und des Grundkapitals in der Satzung entsprechend anzupassen. 

 
bb) Die auf Grund der vorstehenden Ermächtigung erworbenen Aktien können auch in anderer Weise 

als über ein Angebot an alle Aktionäre, auch im Wege der Aufforderung zur Abgabe von 
Angeboten, zu veräußern, veräußert werden, sofern die Veräußerung gegen Barzahlung und zu 
einem Preis erfolgt, der – ermittelt auf der Basis einer Unternehmensbewertung – den Wert einer 
Aktie der Gesellschaft gleicher Ausstattung zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich 
unterschreitet. In diesem Fall darf die Anzahl der zu veräußernden Aktien die Grenze von 10 % 
des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung der Hauptversammlung über diese Ermächtigung oder – 
falls der Wert geringer ist – des zum Zeitpunkt ihrer Ausnutzung bestehenden Grundkapitals 
insgesamt nicht übersteigen. Sofern während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zu ihrer 
Ausnutzung von anderen Ermächtigungen zur Ausgabe oder zur Veräußerung von Aktien der 
Gesellschaft oder zu Ausgabe von Rechten, die den Bezug von Aktien der Gesellschaft ermöglichen 
oder zu ihm verpflichten, Gebrauch gemacht und dabei das Bezugsrecht gemäß oder 
entsprechend § 186 Abs. 3 S. 4 AktG ausgeschlossen wird, ist dies auf die vorstehend genannte 
10 %-Grenze anzurechnen. 

 
cc) Die auf Grund der vorstehenden Ermächtigung erworbenen Aktien können gegen Sachleistung 

veräußert werden, insbesondere können sie Dritten im Rahmen von 
Unternehmenszusammenschlüssen oder beim Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen 
oder Beteiligungen an Unternehmen, einschließlich der Erhöhung bestehenden Anteilsbesitzes, 
angeboten oder gewährt werden, sowie zum Erwerb von sonstigen Vermögensgegenständen. 
Gegebenenfalls kommt auch eine Einbringung der Beteiligung in verbundene Unternehmen der 
Gesellschaft in Betracht. 
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dd) Die auf Grund der vorstehenden Ermächtigung erworbenen Aktien können Personen, die in einem 

Anstellungsverhältnis zu der Gesellschaft oder zu einem mit der Gesellschaft im Sinne der §§ 15 ff. 
AktG verbundenen Unternehmen im Inland und Ausland stehen oder standen, angeboten, 
zugesagt und übertragen werden. Die Ausgabe erfolgt zu einem von der Gesellschaft 
festzulegenden Entgelt oder ohne weiteres Entgelt. Mit den Erwerbern sind Mindesthaltefristen 
von mindestens einem Jahr sowie die Verpflichtung zur Rückübertragung der Aktien für den Fall 
zu vereinbaren, dass der Begünstigte nicht für die gesamte Dauer der Haltefrist oder einer 
vereinbarten anderweitigen Frist in einem Anstellungsverhältnis mit der Gesellschaft oder einem 
mit ihr verbundenen Unternehmen, steht. Es können weitere die ausgegebenen Aktien 
betreffende Beschränkungen vereinbart werden. Sofern die eigenen Aktien im Rahmen eines 
Aktienoptionsprogramms angeboten werden, beträgt die Wartefrist vier Jahre. Die eigenen 
Aktien dürfen den Erwerbsberechtigten auch zur Erfüllung von Dividendenansprüchen aus Aktien 
der Gesellschaft zugesagt und übertragen werden. 

 
d) Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, aufgrund dieser Ermächtigung erworbene eigene Aktien, anstelle der 

Ausnutzung eines bedingten Kapitals der Gesellschaft, zur Bedienung von Rechten auf den Erwerb oder 
Pflichten zum Erwerb von Aktien der Gesellschaft zu verwenden, die Mitgliedern des Vorstands der 
Gesellschaft als variable Vergütungskomponente, insbesondere im Rahmen von 
Aktienoptionsprogrammen, eingeräumt wurden oder werden. 

 
e) Die Ermächtigungen unter Ziffer 5 lit. c) und lit. d) erfassen auch die Verwendung von Aktien der 

Gesellschaft, die aufgrund von § 71d Satz 5 AktG erworben wurden. 
 
f) Die vorstehenden Ermächtigungen können einmal oder mehrmals, ganz oder in Teilen, einzeln oder 

gemeinsam, die Ermächtigungen unter Ziffer 5 lit. c) cc) bis dd) können auch durch abhängige oder im 
Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehende Unternehmen oder auf deren Rechnung oder auf Rechnung 
der Gesellschaft handelnde Dritte ausgenutzt werden. 
 

g) Das Bezugsrecht der Aktionäre auf diese eigenen Aktien wird insoweit ausgeschlossen, wie diese 
Aktien gemäß den vorstehenden Ermächtigungen unter Ziffer 5 lit. c) bb) bis dd) und lit. d) verwendet 
werden oder soweit dies, für den Fall der Veräußerung eigener Aktien an alle Aktionäre, erforderlich 
ist, um Spitzenbeträge auszuschließen. Von den vorstehenden Ermächtigungen zum Ausschluss des 
Bezugsrechts darf nur in einem solchen Umfang Gebrauch gemacht werden, dass der anteilige Betrag 
der insgesamt bezugsrechtsfrei verwendeten Aktien weder im Zeitpunkt der Beschlussfassung der 
Hauptversammlung noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigungen 10 % des Grundkapitals 
überschreitet. Sofern während der Laufzeit dieser Ermächtigung zur Verwendung eigener Aktien von 
anderen Ermächtigungen zur Ausgabe oder zur Veräußerung von Aktien der Gesellschaft oder zur 
Ausgabe von Rechten, die den Bezug von Aktien der Gesellschaft ermöglichen oder zu ihm verpflichten, 
Gebrauch gemacht und dabei das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, ist dies auf die vorstehend 
genannte Grenze anzurechnen. Ein etwaiges Andienungsrecht der Aktionäre für den Fall, dass bei 
einem Kaufangebot bzw. der öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten die Anzahl 
der angedienten bzw. der angebotenen Aktien das vorgesehene Rückkaufvolumen übersteigt und die 
Annahme nach Quoten erfolgt, wird gemäß Ziffer 5 lit. b) aa), bb) im Hinblick auf die bevorrechtigte 
Annahme von geringeren Aktienstückzahlen von bis zu 100 Aktien pro andienendem Aktionär insofern 
ausgeschlossen, wie dies zur technischen Abwicklung bzw. zur Vermeidung unwirtschaftlicher 
Restbestände erforderlich ist. 
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Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung (zu Punkt 5 der Tagesordnung) gemäß §§ 71 Abs. 1 Nr. 8, 
186 Abs. 4 Satz 2 AktG 

Nachstehend erstattet der Vorstand einen Bericht zu der unter Tagesordnungspunkt 5 dieser Einladung 
vorgeschlagenen Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien mit der Möglichkeit zum 
Ausschluss des Andienungsrechts sowie des Bezugsrechts gemäß §§ 71 Abs. 1 Nr. 8, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG: 

Um zukünftig in der Lage zu sein, im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre eigene Aktien erwerben 
und verwenden zu können, schlagen der Vorstand und der Aufsichtsrat unter Tagesordnungspunkt 5 der 
Hauptversammlung vor, eine Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien zu erteilen. Um 
ein größtmögliches Maß an Flexibilität im Umgang mit eigenen Aktien zu gewährleisten, soll die Ermächtigung 
für einen Zeitraum von fünf Jahren, also bis zum 30. August 2031, erteilt werden. 

Der Erwerb eigener Aktien kann mittels eines an (i) sämtliche Aktionäre gerichteten (ggf. öffentlichen) 
Kaufangebots (ii) mittels einer an alle Aktionäre gerichteten (ggf. öffentlichen) Aufforderung zur Abgabe eines 
Verkaufsangebots oder (iii) mittels eines individuell ausgehandelten Rückerwerbs erfolgen. In jedem Fall wird 
der Vorstand beim Erwerb eigener Aktien den aktienrechtlichen Grundsatz der Gleichbehandlung aller 
Aktionäre nach § 53a AktG wahren. 

Im Fall des Erwerbs im Wege eines öffentlichen Kaufangebots bzw. mittels öffentlicher Aufforderung zur 
Abgabe von Verkaufsangeboten dürfen der gebotene Kaufpreis oder die Grenzwerte der Kaufpreisspanne je 
Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den Wert einer Aktie zum Zeitpunkt des Kaufangebots, welcher über eine 
hierfür durchgeführte Unternehmensbewertung ermittelt wird, um nicht mehr als 10 % über- oder 
unterschreiten. Ergeben sich nach der Veröffentlichung eines Kaufangebots erhebliche Veränderungen 
hinsichtlich der Unternehmensbewertung, so kann das Angebot angepasst werden. Das Kaufangebot bzw. die 
Aufforderung zur Abgabe eines solchen Verkaufsangebots kann weitere Bedingungen vorsehen. 

Sofern im Fall eines öffentlichen Kaufangebots oder im Fall einer Aufforderung zur Abgabe von 
Verkaufsofferten die Anzahl der angedienten bzw. der angebotenen Aktien das vorgesehene Rückkaufvolumen 
übersteigt, kann unter insoweit partiellem Ausschluss eines eventuellen Andienungsrechts der Erwerb nach 
dem Verhältnis der Andienungsquoten statt nach Beteiligungsquoten erfolgen. Darüber hinaus können unter 
insoweit partiellem Ausschluss eines eventuellen Andienungsrechts eine bevorrechtigte Annahme geringerer 
Stückzahlen bis zu 100 Stück angedienter Aktien je Aktionär sowie zur Vermeidung rechnerischer Bruchteile 
von Aktien eine Rundung nach kaufmännischen Grundsätzen vorgesehen werden. Diese Möglichkeit dient zum 
einen dazu, kleine, in der Regel unwirtschaftliche Restbestände und eine damit möglicherweise einhergehende 
faktische Benachteiligung von Kleinaktionären zu vermeiden. Sie dient zum anderen auch der Vereinfachung 
der technischen Abwicklung des Erwerbsverfahrens. Schließlich soll in allen Fällen eine Rundung nach 
kaufmännischen Grundsätzen zur Vermeidung rechnerischer Bruchteile von Aktien vorgesehen werden 
können. Insoweit können namentlich die Erwerbsquote und/oder die Anzahl der vom einzelnen andienenden 
Aktionär zu erwerbenden Aktien kaufmännisch so gerundet werden, wie es erforderlich ist, um den Erwerb 
ganzer Aktien abwicklungstechnisch darzustellen. In den vorgenannten Fällen ist der Ausschluss eines 
etwaigen weitergehenden Andienungsrechts erforderlich und nach Überzeugung des Vorstands aus den 
genannten Gründen gerechtfertigt sowie gegenüber den Aktionären angemessen. 

Ferner soll ein freihändiger Erwerb, d.h. ein verhandelter Erwerb mit einem oder mehreren Aktionären (sog. 
Negotiated Purchase), grundsätzlich möglich sein. Die Möglichkeit des freihändigen Erwerbs erweitert in 
beträchtlichem Maße den Spielraum der Gesellschaft, am Markt angebotene Aktienpakete flexibel zu 
erwerben, ohne das mit diesem Instrument negative Effekte für die anderen Aktionäre verbunden wären. 
Denn bei einem solchen freihändigen Erwerb müssen nach dem Beschlussvorschlag von Vorstand und 
Aufsichtsrat hinsichtlich des Erwerbspreises die gleichen Vorgaben wie bei einem Erwerb über ein öffentliches 
Kaufangebot bzw. mittels öffentlicher Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten eingehalten werden. 

Die aufgrund dieses Ermächtigungsbeschlusses erworbenen eigenen Aktien dürfen zu allen gesetzlich 
zugelassenen Zwecken verwendet werden, insbesondere auch zu den folgenden Zwecken: 

Die Gesellschaft kann die eigenen Aktien im Wege eines an alle Aktionäre gerichteten Angebots wieder 
veräußern. In diesem Fall bleibt das Bezugsrecht der Aktionäre gewahrt. 
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Die vorgeschlagene Ermächtigung berechtigt den Vorstand in Übereinstimmung mit der ganz üblichen Praxis, 
die zurückerworbenen eigenen Aktien ohne weiteren Beschluss der Hauptversammlung ganz oder teilweise 
einzuziehen. Dabei soll die Einziehung sowohl dergestalt möglich sein, dass bei Einziehung das Grundkapital 
herabgesetzt wird, als auch ohne eine solche Kapitalherabsetzung durch reine Einziehung der Aktien unter 
gleichzeitiger Erhöhung des auf die verbleibenden Aktien entfallenden anteiligen Betrages des Grundkapitals. 
Die Rechte der Aktionäre werden in keinem der beiden vorgenannten Fälle beeinträchtigt. 

Darüber hinaus sollen eigene Aktien aber auch zu weiteren Zwecken verwendet werden können, die rechtlich 
einen Ausschluss des Bezugsrechts notwendig machen: 

Der Vorstand soll aufgrund der Ermächtigung in die Lage versetzt werden, eigene Aktien der Gesellschaft auch 
in anderer Weise als durch ein Angebot an alle Aktionäre gegen Barzahlung unter Ausschluss des Bezugsrechts 
zu veräußern. Die Gesellschaft wird dadurch in die Lage versetzt, schnell und flexibel auf günstige 
Marktsituationen zu reagieren zu können. Außerdem können durch die Veräußerung von Aktien, 
beispielsweise an institutionelle Anleger, zusätzliche in- und ausländische Investoren gewonnen werden. Um 
dem Gedanken des Verwässerungsschutzes der Aktionäre angemessen Rechnung zu tragen, setzt diese 
Verwendungsmöglichkeit entsprechend der Regelung des § 186 Abs. 3 S. 4 AktG voraus, dass die eigenen 
Aktien nur zu einem Preis veräußert werden dürfen, der – ermittelt auf der Basis einer 
Unternehmensbewertung – den Wert einer Aktie der Gesellschaft gleicher Ausstattung zum Zeitpunkt der 
Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet. Die endgültige Festlegung des Veräußerungspreises erfolgt 
dabei unmittelbar vor der Veräußerung selbst. Zudem ist das zulässige Veräußerungsvolumen in diesem Fall 
auf 10 % des zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens oder – falls dieser Wert geringer sein sollte – zum Zeitpunkt 
der Ausübung der Ermächtigung bestehenden Grundkapitals der Gesellschaft beschränkt. Zur Wahrung des 
Verwässerungsschutzes verringert sich dieses Ermächtigungsvolumen, soweit während der Laufzeit der 
Ermächtigung von anderen Ermächtigungen zur Ausgabe oder zur Veräußerung von Aktien der Gesellschaft 
oder zur Ausgabe von Rechten, die den Bezug von Aktien der Gesellschaft ermöglichen oder zu ihm 
verpflichten, Gebrauch gemacht und dabei das Bezugsrecht gemäß oder entsprechend § 186 Abs. 3 S. 4 AktG 
ausgeschlossen wird. 

Das Bezugsrecht der Aktionäre soll zudem ausgeschlossen sein, soweit der Vorstand die zurückerworbenen 
Aktien mit Zustimmung des Aufsichtsrats gegen Sachleistung veräußert, anbietet oder gewährt, insbesondere 
im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen oder beim Erwerb von Unternehmen, 
Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen, einschließlich der Erhöhung bestehenden 
Anteilsbesitzes, sowie zum Erwerb von sonstigen Vermögensgegenständen. 

Die Praxis zeigt, dass als Gegenleistung für attraktive Akquisitionsobjekte häufig die Verschaffung von Aktien 
der erwerbenden Gesellschaft verlangt wird. Aus diesem Grunde soll der Gesellschaft die Möglichkeit eröffnet 
werden, eigene Aktien zur Verfügung zu haben, um diese in geeigneten Einzelfällen als Gegenleistung im 
Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen oder beim Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen 
oder Beteiligungen an Unternehmen anbieten zu können. Die Möglichkeit, eigene Aktien anstelle oder 
zusätzlich zu einer Geldzahlung als Gegenleistung bei einem Unternehmenserwerb anbieten zu können, kann 
einen Vorteil beim Wettbewerb um attraktive Erwerbsobjekte schaffen und erlaubt die liquiditätsschonende 
Durchführung von Unternehmenserwerben. Solche Entscheidungen müssen typischerweise sehr kurzfristig 
getroffen werden. Die vorgeschlagene Ermächtigung soll der Gesellschaft den notwendigen Spielraum geben, 
sich bietende Gelegenheiten zu Akquisitionen und Unternehmenszusammenschlüssen flexibel ausnutzen zu 
können, ohne zuvor durch Einberufung einer Hauptversammlung eine Kapitalerhöhung durchzuführen. Zu 
diesem Zweck ist es erforderlich, dass der Vorstand zur Gewährung eigener Aktien unter Ausschluss des 
Bezugsrechts der Aktionäre mit Zustimmung des Aufsichtsrats ermächtigt wird. Der Vorstand wird jeweils im 
Einzelfall prüfen, ob er von der erbetenen Ermächtigung zur Verwendung eigener Aktien unter 
Bezugsrechtsausschluss Gebrauch machen soll, wenn sich Möglichkeiten zu 
Unternehmenszusammenschlüssen oder zum Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder 
Beteiligungen an Unternehmen konkretisieren. Er wird die Ermächtigung nur dann ausnutzen, wenn er zu der 
Überzeugung gelangt, dass die Wiederveräußerung oder Überlassung von eigenen Aktien zum Zwecke des 
Unternehmenserwerbs und der damit verbundene Bezugsrechtsausschluss auch unter Berücksichtigung der 
Interessen der Aktionäre im wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft liegt. Der Vorstand wird dabei 
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insbesondere auch sicherstellen, dass bei der Festlegung der Bewertungsrelation die Interessen der Aktionäre 
gewahrt bleiben. Der Aufsichtsrat wird die erforderliche Zustimmung zur Ausnutzung dieser Ermächtigung zur 
Verwendung eigener Aktien unter Bezugsrechtsausschluss nur erteilen, wenn er ebenfalls zu dieser 
Überzeugung gelangt. Insbesondere stellt diese Möglichkeit der Verwendung eine sinnvolle Alternative zur 
Gewährung neuer Aktien aus genehmigtem Kapital gegen Übertragung von Sacheinlagen dar. Es liegt im 
Interesse der Gesellschaft, über die Möglichkeit der Ausgabe neuer Aktien im Rahmen genehmigten Kapitals 
auch eigene Aktien erwerben zu können und gegen Übertragung von Sacheinlagen ausgeben zu können, denn 
auf diese Weise erhält die Gesellschaft weiteren Spielraum, um sich bietende Gelegenheiten zu Akquisitionen 
und Unternehmenszusammenschlüssen flexibel ausnutzen zu können. 

Die eigenen Aktien sollen von der Gesellschaft weiterhin als Belegschaftsaktien an Arbeitnehmer der 
Gesellschaft oder Arbeitnehmer der mit ihr im Sinne der §§ 15 ff. AktG verbundenen Unternehmen 
ausgegeben werden können. Die Ausgabe von Aktien an diesen Personenkreis stärkt die Identifikation der 
Berechtigten mit der Gesellschaft und die Eigentümerkultur im Unternehmen. Dies liegt auch im Interesse des 
Unternehmens. Gleiches gilt für den bei dieser Verwendung erforderlichen Bezugsrechtsausschluss. Soweit 
diesen Personen die Aktien im Rahmen eines Aktienoptionsprogramms angeboten werden, gilt eine Wartefrist 
von vier Jahren. Hierzu ist jeweils der Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre erforderlich. 

Auch zugunsten der Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft soll weiterhin die vorgenannte Möglichkeit 
bestehen, eigene Aktien zur Bedienung von langfristigen aktienbasierten Vergütungsbestandteilen unter 
Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre zu verwenden. Um der aktienrechtlichen Kompetenzverteilung 
angemessen Rechnung zu tragen, ist Adressat dieser Ermächtigung zur Verwendung eigener Aktien jedoch 
nicht der Vorstand, sondern der Aufsichtsrat der Gesellschaft. 

Der Vorstand soll schließlich berechtigt sein, bei Veräußerung der eigenen Aktien im Rahmen eines 
Verkaufsangebots an die Aktionäre der Gesellschaft das Bezugsrecht der Aktionäre mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats für Spitzenbeträge auszuschließen. Der Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge ist 
erforderlich, um eine Abgabe erworbener eigener Aktien im Wege eines Verkaufsangebots an die Aktionäre 
technisch durchführbar zu machen. Die als freie Spitzen vom Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen 
eigenen Aktien werden in sonstiger Weise bestmöglich für die Gesellschaft verwertet. 

Die Ermächtigung gilt mit der Maßgabe, dass die unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 
AktG begebenen Aktien insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht überschreiten dürfen, und zwar weder im 
Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. Bei der Berechnung der 
10 %-Grenze ist außerdem der anteilige Betrag am Grundkapital abzusetzen, der auf Aktien entfällt, die 
während der Laufzeit dieser Ermächtigung durch Kapitalerhöhungen unter Bezugsrechtsausschluss 
ausgegeben werden. Dabei dürfen die Aktien nur zu einem Preis veräußert werden, der den maßgeblichen, 
durch die Unternehmensbewertung ermittelten Wert nicht wesentlich unterschreitet. Der Vorstand wird von 
der auf § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG gestützten Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss bei der Veräußerung 
eigener Aktien nur in der Weise Gebrauch machen, dass – unter Einbeziehung bereits bestehender 
Ermächtigungen zur Ausgabe von Aktien unter Bezugsrechtsauschluss – die in § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
vorgesehene Grenze von insgesamt höchstens 10 % des Grundkapitals der Gesellschaft nicht überschritten 
wird. 

Von den vorstehend aufgeführten Verwendungsmöglichkeiten kann nicht nur hinsichtlich solcher eigenen 
Aktien der Gesellschaft Gebrauch gemacht werden, die aufgrund dieses Ermächtigungsbeschlusses erworben 
wurden, sondern es sind insoweit auch solche Aktien der Gesellschaft erfasst, die nach § 71d Satz 5 AktG 
erworben wurden. Auf diese Weise wird im Interesse der Gesellschaft vorsorglich zusätzliche Flexibilität auch 
im Hinblick auf die Verwendung solcher eigenen Aktien, die durch Tochterunternehmen oder für Rechnung 
der Gesellschaft oder ihrer Tochterunternehmen handelnde Dritte erworben wurden, nach Maßgabe dieses 
Ermächtigungsbeschlusses geschaffen. 

Der Vorstand wird die Hauptversammlung über jede Ausnutzung aus dieser neuen Ermächtigung unterrichten. 

ProPharm AG 
Der Vorstand  
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Wir weisen darauf hin, dass die Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des 
Stimmrechts von Aktionären bis zum Ablauf des 24.08.2026 (24:00 Uhr) bei dem Vorstand der Gesellschaft 
anzumelden ist. Der Nachweis des Aktienbesitzes ist durch Bestätigung des depotführenden Instituts in 
Textform gemäß § 126 b BGB zu erbringen und muss in deutscher oder englischer Sprache verfasst sein. Der 
Nachweis hat sich auf den Beginn des einundzwanzigsten Tages vor der Hauptversammlung, also auf den 
Beginn des 10.08.2026 (0:00 Uhr), zu beziehen. 

Die Anmeldung und der Nachweis des Aktienbesitzes müssen der Gesellschaft bis spätestens zum Ablauf des 
24.08.2026 (24:00 Uhr) unter der folgenden Adresse zugehen: 
 

ProPharm AG, Werderstr 3, 88348 Bad Saulgau 
oder per Fax an:           07581 202 9157          bzw. per E-Mail an:      office@propharm-ag.de 

Nach Anforderung werden von der Gesellschaft gegen fristgerechte Einreichung des Nachweises des 
Aktienbesitzes Eintrittskarten ausgestellt, die zur Teilnahme an der Hauptversammlung berechtigen. Zur Form 
des Nachweises über den Aktienbesitz verweisen wir auf § 9 der Satzung in der aktuellen Fassung. Aktionäre 
können sich auch durch einen Bevollmächtigten vertreten lassen und ihr Stimmrecht durch den 
Bevollmächtigten ausüben lassen. Auch dann sind eine fristgemäße Anmeldung und der Nachweis des 
Anteilsbesitzes erforderlich. Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung 
gegenüber der Gesellschaft bedürfen der Textform. Aktionäre können für die Erteilung der Vollmacht das 
Vollmachtsformular benutzen, das sie zusammen mit der Anmeldebestätigung erhalten; möglich ist aber auch, 
dass Aktionäre eine gesonderte Vollmacht in Textform ausstellen. Darüber hinaus kann ein Formular auch im 
Internet unter www.propharm-ag.de/de/download abgerufen und unter den o.g. Kontaktdaten angefordert 
werden. Sie haben hierbei die Möglichkeit, die Ausübung Ihres Stimmrechts vollständig Ihrem 
Bevollmächtigten zu überlassen oder aber ihn gemäß der Vollmacht zu dem Tagesordnungspunkt 
weisungsgebunden abstimmen zu lassen. Soweit Sie sich kurzfristig dazu entschließen sollten, sich bei der 
Hauptversammlung vertreten zu lassen, muss die Vollmacht von dem Bevollmächtigten im Original bei der 
Hauptversammlung vorgelegt werden. 

Bitte bringen Sie in jedem Fall Ihren gültigen Personalausweis oder Reisepass mit, da gegebenenfalls   
Beurkundungen durchgeführt werden, die eine Legitimation erforderlich machen könnten. 
 

Mit freundlichen Grüßen 

ProPharm AG 

  
 
 
Claudius M. Goetz 
 

DATENSCHUTZHINWEISE: Die ProPharm AG verarbeitet personenbezogene Daten: Kontaktdaten (z.B. Anschrift, E-Mail-Adresse sowie 
gegebenenfalls den Namen des vom jeweiligen Aktionär bevollmächtigten Aktionärsvertreters), persönliche Daten (z.B. Name, 
Geburtsdatum), Informationen über die Aktien (z.B. Aktienanzahl) und Verwaltungsdaten (z.B. Nummer der Eintrittskarte) auf 
Grundlage der geltenden Datenschutzgesetze, um Aktionären die Ausübung ihrer Rechte im Rahmen der Hauptversammlung der 
ProPharm AG zu ermöglichen. Die Verarbeitung von personenbezogenen Daten ist für die Teilnahme an der Hauptversammlung der 
ProPharm AG zwingend erforderlich. Personenbezogene Daten der Aktionäre werden zum Zwecke der Anmeldung zur 
Hauptversammlung, zur Erstellung des Teilnehmerverzeichnisses und der Stimmrechtsbögen, zur Erstellung der Niederschrift über 
den Verlauf der Hauptversammlung sowie der Erfüllung aktiengesetzlicher Pflichten der Gesellschaft nach Durchführung der 
Hauptversammlung verarbeitet. Außerdem erfolgt eine Übermittlung personenbezogener Daten an Dritte im Rahmen einer 
Bekanntmachung von Aktionärsverlangen auf Ergänzung der Tagesordnung sowie von Gegenanträgen und Wahlvorschlägen. Für die 
Verarbeitung von personenbezogenen Daten ist die ProPharm AG die verantwortliche Stelle; Rechtsgrundlage für die Verarbeitung ist 
Art. 6 (1) c) Datenschutz-Grundverordnung. Die ProPharm AG speichert, vorbehaltlich nach der Hauptversammlung in Kraft tretender 
gesetzlicher Vorschriften, die personenbezogenen Daten aufgrund gegenwärtiger gesetzlicher Aufbewahrungspflichten für einen 
Zeitraum von zehn Jahren, beginnend mit dem Ende des Jahres, in dem die Hauptversammlung stattfand. Im Einzelfall kann es zu 
einer längeren Speicherung der personenbezogenen Daten kommen, wenn die weitere Verarbeitung der Daten noch zur Bearbeitung 
von Anträgen, Entscheidungen oder rechtlichen Verfahren in Bezug auf die Hauptversammlung notwendig ist. Es besteht ein 
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jederzeitiges Auskunfts-, Berichtigungs-, Einschränkungs-, Widerspruchs- und Löschungsrecht bezüglich der Verarbeitung von 
personenbezogenen Daten sowie ein Recht auf Datenübertragung nach Kapitel III der Datenschutz-Grundverordnung. Diese Rechte 
können gegenüber der ProPharm AG unentgeltlich über die E-Mail-Adresse office@propharm-ag.de oder über die oben angegebenen 
Kontaktdaten geltend gemacht werden 

    


